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Betr.: Unterrichtung der Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
tages über Fragen des gewerblichen Mittelstandes 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

In der Debatte über das Haushaltsgesetz im Plenum des 
Deutschen Bundestages am 3. Juli 1958 habe ich den Mitglie- 
dern des Hohen Hauses eine Zusammenstellung der Maß- 
nahmen in Aussicht gestellt, die die Bundesregierung bisher 
zur Förderung des gewerblichen Mittelstandes getroffen hat. 

Als Anlage darf ich Ihnen diese Zusammenstellung mit der 
Bitte, sie den Herren Abgeordneten zugänglich zu machen, 
überreichen. 


Mit verbindlicher Begrüßung 
Ihr sehr ergebener 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchiruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung der 
kleinen und mittleren Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft 

In Erkenntnis der Bedeutung eines gesunden und leistungsfähigen 
Mittelstandes für die Gesellschaftsstruktur und die marktwirtschaft- 
liche Ordnung fördert die Bundesregierung die kleinen und mittleren 
Betriebe der gewerblichen Wirtschaft seit langem durch wirksame 
Maßnahmen. Diese Förderungsmaßnahmen sind darauf abgestellt, 
die Leistungsfähigkeit der kleinen und mittleren Betriebe zu erhal- 
ten und zu steigern und ihre etwaige Benachteiligung, insbesondere 
auf den Gebieten der Wirtschaftspolitik, des Kreditwesens, des 
Steuerrechts und der Sozialgesetzgebung, zu verhindern oder, so- 
weit möglich und nötig, auszugleichen, damit sie auch weiterhin an 
der Entwicklung der Gesamtwirtschaft teilnehmen können. 

Dem Bundesminister für Wirtschaft obliegt es dabei, dafür zu sorgen, 
daß die Inhaber der kleinen und mittleren Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft ihre bedeutsame Funktion als selbständige Unternehmer 
im Rahmen der Marktwirtschaft ohne Beeinträchtigung der Wett- 
bewerbsmöglichkeiten ihrer Betriebe ausüben können. 

Um diese Aufgabe zu erfüllen, wurden bisher folgende Maßnahmen 
getroffen oder vorbereitet: 


I. Maßnahmen zur Leistungssteigerung 
und Rationalisierung 

Nach Ansicht der Bundesregierung wird der ge- 
werbliche Mittelstand auf lange Sicht am wirk- 
samsten durch die Unterstützung von Selbsthilfe- 
einrichtungen gefördert, die zur Leistungssteigerung 
und zur Steigerung der Produktivität dienen und 
es dem mittelständischen Gewerbe ermöglichen, 
sich den Fortschritten der modernen Technik und 
Wirtschaftsorganisation anzupassen. Hierfür hat die 
Bundesregierung namhafte Haushaltsmittel bereit- 
gestellt, mit deren Hilfe beachtliche Erfolge erzielt 
wurden. 

1. Gewerbelörderung im Handwerk 

Zur Durchführung von Maßnahmen zur Förderung 
des Handwerks wurden ab 1951 laufend erhebliche 
Bundesmittel bereitgestellt. Für ihre Verwendung 
wurde bereits 1950 ein langfristiges Gewerbe- 
förderungsprogramm aufgestellt, das im wesent- 
lichen auch heute noch gültig ist. Es umfaßt heute 
folgende Maßnahmen: 

1. Förderung wissenschaftlicher Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten im Handwerk, 

2. Auf- und Ausbau handwerklicher Schulungs- und 
Kursstätten (Gewerbeförderungsanstalten, bun- 
deswichtige Fachschulen u. a.), 

3. Aufbau und Unterhaltung eines handwerklichen 
Beratungsdienstes, 

4. Förderungsmaßnahmen fachlicher oder über- 
fachlicher Art in Form von Fachkursen, Vortrags- 
veranstaltungen u. a., 


5. Förderungsmaßnahmen für das gestaltende 
Handwerk, insbesondere das Kunsthandwerk, 

6. Bereitstellung von Mitteln für die „Stiftung für 
Begabtenförderung im Handwerk" zum Zwecke 
der Gewährung von Ausbildungsstipendien an 
begabte Handwerker, 

7. Förderung des handwerklichen Ausstellungs- 
und Messewesens. 

„Die Durchführung dieser Förderungsmaßnahmen, 
für die jährlich 6 Millionen DM zur Verfügung 
stehen, hat sich als wirksames Instrument zur Stär- 
kung der Wettbewerbsfähigkeit des Handwerks 
erwiesen. 

a) Deutsches Handwerksinstitut 

Bereits im Jahre 1950 konnte das „Deutsche Hand- 
werksinstitut eV München" als Arbeitsgemein- 
schaft aller im und für das Handwerk wissenschaft- 
lich tätigen Forschungsstätten wieder ins Leben 
gerufen und ausgebaut werden. Es gehören ihm 
gegenwärtig 8 Institute an, nämlich 

1. das Seminar für Handwerkswirtschaft an der 
Universität München, 

2. das Seminar für Handwerkswesen an der Uni- 
versität Göttingen, 

3. das Institut für Handwerkswirtschaft an der Uni- 
versität Frankfurt (Main), 

4. das Institut für Industrie- und Handwerkswirt- 
schaft an der Technischen Hochschule Berlin- 
Charlottenburg, 

5. das Handwerkswissenschaftliche Institut Münster 
(Westfalen), 
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6. das Institut für Berufserziehung im Handwerk 
an der Universität Köln, 

7. das Handwerkstechnische Institut an der Tech- 
nischen Hochschule Hannover, 

8. das Institut für technische Betriebsführung im 
Handwerk in Karlsruhe (Baden). 

Die laufenden wissenschaftlichen Arbeiten dieser 
Institute werden zu über 80 v. H. aus Mitteln des 
Bundes und der Länder finanziert. 

Ferner werden für die Arbeiten des Instituts für 
Kunststoffverarbeitung in Industrie und Handwerk 
an der Technischen Hochschule in Aachen und des 
Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschafts- 
forschung in Essen laufende Zuschüsse gewährt, 
soweit diese Institute sich mit Handwerksproblemen 
von grundsätzlicher Bedeutung befassen. 

b) Fachschulen und sonstige 
Schulungseinrichtungen 

Durch Kriegseinwirkungen und Kriegsfolgen waren ! 
zahlreiche handwerkliche Gewerbeförderungsein- j 
richtungen, insbesondere die handwerklichen Fach- 
schulen zur Fortbildung von Gesellen und Meistern, 
verlorengegangen, fast alle aber mehr oder minder 
stark in Mitleidenschaft gezogen worden. Durch den 
raschen Fortschritt der technischen Entwicklung wa- 
ren inzwischen auch Maschinen, Geräte und Lehr- 
mittel überall veraltet, so daß ein erheblicher Nach- 
holbedarf entstanden war. 

Mit Hilfe von zum Teil recht beträchtlichen Bundes- 
zuschüssen, die in Einzelfällen mehrere 100 000 DM 
bis zu einem Höchstbetrag von 3 /-i Millionen DM 
erreichten, konnten bisher folgende gewerbeför- 
dernde Einrichtungen des Handwerks neu geschaf- 
fen, wiederaufgebaut oder ausgebaut werden: 

Die Gewerbeförderungsanstalten oder Gewerbeför- 
derungsstellen mit anstaltsähnlichem Charakter in 
Hamburg, Frankfurt (Main), Kaiserslautern, Düssel- 
dorf, Saarbrücken, Berlin und Lübeck, ferner 

die Bundesfachschulen 

des Schlosserhandwerks in Northeim (Hannover), 

des Schmiedehandwerks in Lüneburg und Bad Hom- 
burg vor der Höhe, 

des Mechanikerhandwerks in Bielefeld und Mün- 
chen, 

des Kraftfahrzeughandwerks in Heide (Holstein) 
und München, 

des Installateur- und Klempnerhandwerks in Karls- 
ruhe (Baden), 

des Galvaniseurhandwerks in Nürnberg, 
des Elektrohandwerks in Oldenburg (Oldenburg), 
des Landmaschinenhandwerks in Lüneburg, 
des Augenoptikerhandwerks in Köln, 

des Uhrmacherhandwerks in Bad Königstein (Tau- 
nus), 

des Tischlerhandwerks in Hildesheim, Garmisch- 
Partenkirchen und Detmold (letztere für hand- 
werkliche Serienmöbelhersteller), ! 


des Schumacherhandwerks in Hannover, 

des Sattler- und Polstererhandwerks in Oldenburg 
(Oldenburg), 

des Friseurhandwerks in Dortmund. 

Insgesamt wurden mit Bundesmitteln über 80 hand- 
werkliche Fachschulen unterstützt. 

Die modischen Handwerke erhielten im „Deutschen 
Mode-Institut München", das Goldschmiedehand- 
werk im Goldschmiedehaus Hanau Pflege- und For- 
schungsstätten. Der Verarbeitung von Kunststoffen, 
die auch im Handwerk immer größere Bedeutung 
gewinnt, wurde durch Einrichtung besonderer Kurs- 
stätten Rechnung getragen, der Notwendigkeit 
zwischenberuflicher Schulung durch Ausbau von 
drei Handwerker-Schulungsheimen. Hierzu treten 
zahlreiche Beihilfen für andere bundeswichtige Fach- 
schulen, und zwar insbesondere für kleinere Hand- 
werkszweige. 

c) Begabtenförderung 

Die im Jahre 1954 unter der Schirmherrschaft des 
Herrn Bundespräsidenten ins Leben gerufene „Stif- 
tung für Begabtenförderung im Handwerk" konnte 
bisher nahezu 2000 Gesellen Stipendien zum Fach- 
schulbesuch gewähren. Die Bundessieger im prak- 
tischen Leistungswettbewerb der deutschen Hand- 
werksjugend erhalten — ebenfalls aus Mitteln der 
Stiftung, für die seit ihrem Bestehen an Bundes- 
mitteln etwa 3 Millionen DM aufgewendet worden 
sind — wertvolle Ehrengaben und Anerkennungs- 
urkunden. Die Bundesregierung hat durch diese 
Maßnahmen Voraussetzungen für die Heranbildung 
eines überdurchschnittlich geschulten Handwerker- 
nachwuchses geschaffen, der über das notwendige 
Fachwissen und -können verfügt und sich allen neu- 
zeitlichen Formen technischer und kaufmännischer 
Betriebsführung anzupassen vermag. 

d) Betriebsberatung 

Die Bundesregierung hat ferner dazu beigetragen, 
durch besondere überbetriebliche Hilfsmaßnahmen 
die Wettbewerbslage der Betriebe zu verbessern. 
Die Wettbewerbsverhältnisse verlangen auch von 
den Klein- und Mittelbetrieben, sich durch markt- 
gerechtes Verhalten der Markt- und Strukturdyna- 
mik anzupassen. Aus eigener Kraft ist dazu nur 
ein Teil dieser Betriebe fähig; die anderen bedürfen 
einer sachkundigen Beratung von außen. Nachdem 
daher das Bundeswirtschaftsministerium bereits vor 
mehreren Jahren in einer Denkschrift auf die Not- 
wendigkeit eines „Handwerklichen Beratungsdien- 
stes" hingewiesen und anschließend die haushalts- 
rechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung 
von Aufbau- und Anlaufzuschüssen aus Bundes- 
mitteln für diese Einrichtung geschaffen hatte, konn- 
ten in den letzten beiden Jahren bereits 70 de- 
zentral-überfachliche und 23 zentral-fachliche Stel- 
len dieser Art errichtet werden. Der Bundeszuschuß 
beträgt gegenwärtig im Durchschnitt rd. 75 v. H. 
der laufenden Kosten. Insgesamt werden aus Bun- 
desmitteln jährlich über 2 Millionen DM aufge- 
wandt. Die Betriebsberatungsstellen haben sich 
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in der kurzen Zeit ihrer Tätigkeit bereits als so 
bedeutsam für die Erhöhung der Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit des Handwerks erwiesen, 
daß sie für die nächsten Jahre als Kernstück der 
handwerklichen Gewerbeförderung gelten können. 

e) Handwerksmesse 

Schließlich war die Bundesregierung bestrebt, durch 
Förderung des handwerklichen Messe- und Ausstel- 
lungswesens dem Verbraucher die Leistungsfähig- 
keit des Handwerks einprägsam vor Augen zu füh- 
ren und dem Handwerk neue Absatzmöglichkeiten 
zu erschließen. Die Bundesregierung hat durch Bei- 
hilfen wesentlich dazu beigetragen, daß die „Deut- 
sche Handwerksmesse München" aus bescheidenen 
Anfängen im Laufe von 10 Jahren zu einem inter- 
nationalen Schaufenster des Handwerks ausgebaut 
werden konnte (erste Handwerksmesse 1949: 14 000 
qm Ausstellungsfläche, 820 Aussteller [nur Inland]; 
Handwerksmesse 1958: 55 000 qm Ausstellungs- 
fläche, über 2600 Aussteller, davon über 700 aus 
dem europäischen und überseeischen Ausland). In 
Verbindung mit der Messe werden von den Spit- 
zenorganisationen des Handwerks zum Zwecke der 
Leistungssteigerung und Rationalisierung der Be- 
triebe Sonderschauen mit wechselnden Themen ver- 
anstaltet, für die jährlich ein Bundeszuschuß von 
etwa 300 000 DM gegeben wird. 

f) Exportförderung 

Die Exportbestrebungen des Handwerks wurden 
ebenfalls wirksam gefördert. Neben einer mit nam- 
hafter Unterstützung aus Bundesmitteln im Gebäude 
der Handwerkskammer Nürnberg eingerichteten 
„Ständigen Exportschau des deutschen Handwerks" 
dienen diesem Zwecke vornehmlich die Exportbe- 
ratungsstellen des Handwerks, die für ihre Bera- 
tungstätigkeit ebenfalls Beihilfen aus Bundesmitteln 
erhalten. 

Alle diese Maßnahmen wurden im Einvernehmen 
mit den Spitzenorganisationen des deutschen Hand- 
werks und mit den Wirtschaftsministerien der Län- 
der geplant und durchgeführt. Der Zusammenarbeit 
mit den Ländern, die aus ihren Mitteln ebenfalls 
Zuschüsse leisteten, ist es nicht zuletzt zu ver- 
danken, daß sich das Handwerk heute wieder auf 
gewerbefördernde Einrichtungen stützen kann, de- 
ren Tätigkeit bereits bemerkenswerte Ergebnisse 
gezeitigt hat und die dem Handwerk eine Hilfe 
bieten, um im Wettbewerb zu bestehen. 

2. Gewerbeförderung im Handel und 
Hotel- und Gaststättengewerbe 

Für Maßnahmen zur Förderung des Handels und 
des Hotel- und Gaststättengewerbes standen im 
Bundeshaushalt seit dem Jahre 1955 jährlich 2 Mil- 
lionen DM zur Verfügung. Im Handel wie auch im 
Hotel- und Gaststättengewerbe überwiegen die 
Klein- und Mittelbetriebe bei weitem. Es bedarf 
aufeinander abgestimmter überbetrieblicher Maß- 
nahmen, um angesichts der rasch fortschreitenden 


modernen Entwicklung zu verhindern, daß sich die 
Leistungsfähigkeit dieser mittelständischen Ge- 
werbegruppen vermindert und sie im Wettbewerb 
Zurückbleiben. Die Auswirkungen der Kriegs- und 
Nachkriegszeit haben die Wirtschaftsorganisatio- 
nen, die sich im Wege der Selbsthilfe um Förde- 
rungsmaßnahmen bemühen, vielfach vor Probleme 
gestellt, die ihre Möglichkeiten überfordern. Dies 
gilt nicht nur für die Wiedererrichtung früher vor- 
handener Fachschulen und für den weiteren Ausbau 
des in seiner Entwicklung zurückgebliebenen Fach- 
schulwesens, sondern auch für die betriebswirt- 
schaftliche Beratung und Förderung der Unterneh- 
men und für die Heranführung der Betriebe an 
die modernen Rationalisierungsbestrebungen. Die 
Unterstützung dieser Maßnahmen aus Gewerbe- 
förderungsmitteln des Bundes hat wesentlich dazu 
beitgetragen, die Lage der mittelständischen Ge- 
werbegruppen zu verbessern. 

a) Fachschulen und sonstige 
Schulungsstätten 

Das durch Kriegseinwirkungen und Nachkriegsver- 
hältnisse in seiner Entwicklung zurückgeworfene 
Fachschulwesen mußte wieder aufgebaut und der 
technischen Entwicklung entsprechend weiter aus- 
gebaut werden. Teilweise waren die vorhandenen 
Gebäude und Einrichtungen verlorengegangen, teil- 
weise waren beträchtliche Schäden entstanden, die 
noch nicht vollständig beseitigt werden konnten. 
Vor allem aber waren die Verbände des Handels 
und des Hotel- und Gaststättengewerbes infolge 
der eingetretenen Verluste nicht in der Lage, die 
Schulen in dem Maße weiter auszubauen und ein- 
zurichten, wie es den heutigen technischen An- 
forderungen entspricht. Mit Hilfe von Bundesmitteln 
konnten für folgende Fachschulen und Schulungs- 
stätten des Einzelhandels, des Großhandels sowie 
des Hotel- und Gaststättengewerbes Neubauten, 
Erweiterungsbauten, Neueinrichtungen oder Ergän- 
zungen der Lehr- und Unterrichtsmittel durchge- 
führt werden: 

Bundesfachschule des Deutschen Photo- und Kino- 
handels in Kiel, 

Bundesfachschule des Möbelhandels in Köln, 

Bundesfachschule des Deutschen Reformhandels in 
Bad Homburg vor der Höhe, 

Bundesfachschule des Deutschen Eisenwaren- und 
Hausratshandels in Wuppertal-Elberfeld, 

Bundesfachschule des Deutschen Textileinzelhandels 
in Nagold (Baden-Württemberg), 

Bundesfachschule des Deutschen Lebensmittel-Ein- 
zelhandels in Neuwied (Rhein), 

Bundesfachschule des Deutschen Tapetenhandels in 
Kassel, 

Bundesfachschule des Schuheinzelhandels in Pirma- 
sens, 

Deutsche Drogisten-Akademie in Braunschweig, 

Bundeslehranstalt Burg Warberg in Warberg über 
Helmstedt, 
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Großhandelsschulungsheim in Goslar, 

Fachschule des Deutschen Viehhandels in Mauern 
über Fürstenfeldbruck, 

Zentralfachschule der Deutschen Süßwarenwirtschaft 
in Solingen, 

« 

Einzelhandelsschulungsstätte in Bredenbeck über 
Hannover, 

Berufsheim des Vereins für Berufsförderung im 
Handel, München, 

Fachschule des Hotel- und Gaststättengewerbes in 
Heidelberg. 

b) Schulungskurse 

Bei den Verbänden, die keine eigenen Fachschulen 
besitzen, dienen Schulungskurse dazu, die Leistungs- 
fähigkeit der Betriebe zu erhöhen und vor allem 
auch den kleineren und mittleren Betrieben das 
Rüstzeug zu vermitteln, mit dem sie sich im Wett- 
bewerb behaupten können. Eine ausreichende, den 
modernen Anforderungen entsprechende Ausstat- 
tung dieser Schulungskurse scheiterte vielfach an 
den geringen finanziellen Möglichkeiten der Ver- 
bände. Mit Hilfe von Bundesmitteln konnten sie in 
die Lage versetzt werden, die Kurse unter gün- 
stigeren Bedingungen und mit größerer Breiten- 
wirkung als bisher durchzuführen. Bundeszuschüsse 
wurden insbesondere für die Beschaffung moderner 
Lehr- und Unterrichtsmittel sowie für die Herstel- 
lung von Lehrfilmen und Dia-Tonschauen zur Ver- 
fügung gestellt. 

c) Betriebsberatungswesen 

Aufbauend auf den Bemühungen der Wirtschafts- 
organisationen um ein breitangelegtes betriebs- 
wirtschaftliches Förderungsprogramm und auf den 
hierzu entwickelten Methoden, Lehrmitteln und 
Einrichtungen wurde das Betriebsberatungswesen 
im Einzelhandel sowie im Großhandel, im Handels- 
vertretergewerbe und im Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe systematisch ausgebaut. Es galt, in zuneh- 
mendem Maße Einrichtungen zu schaffen, die durch 
intensive Schulung und Aufklärungsarbeit moderne 
Wirtschaftserkenntnisse auch den kleinen und mitt- 
leren Betrieben vermittelten. Da die Beratung von 
Betrieben des Einzelhandels und des Großhandels 
sowie des Hotel- und Gaststättengewerbes den Ein- 
satz geschulter und mit den Verhältnissen dieser 
Wirtschaftszweige vertrauter Kräfte voraussetzt, 
war es gleichzeitig notwendig, Betriebsberater für 
diese besonderen Zwecke heranzubilden. Daher 
wurde zugleich mit dem Ausbau des Betriebsbera- 
tungswesens im Einzelhandel sowie im Großhandel 
und im Hotel- und Gaststättengewerbe die Ausbil- 
dung von Betriebsberatern gefördert. Bisher konn- 
ten mit Hilfe von Gewerbeförderungsmitteln des 
Bundes und der Länder neben je einer zentralen 
Betriebsberatungsstelle des Einzelhandels, des 
Großhandels sowie des Hotel- und Gaststättenge- 
werbes auf regionaler Ebene 8 Betriebsberatungs- 
stellen des Einzelhandels und 4 Betriebsberatungs- 
stellen des Großhandels errichtet werden. Weitere 
Betriebsberatungsstellen befinden sich im Aufbau. 


Die bisher durchgeführten Maßnahmen haben dazu 
beigetragen, den Gedanken der Selbsthilfe im Han- 
del und im Hotel- und Gaststättengewerbe wesent- 
lich zu fördern. Die Betriebe erhalten so die Mög- 
! lichkeit, mit der modernen Wirtschaftsentwicklung 
; Schritt zu halten und bisher nicht ausgenutzte Lei- 
! stungsreserven zu mobilisieren. Die Maßnahmen 
wurden durch die Gewährung von Zuschüssen zur 
Durchführung von verbilligten Betriebsberatungen 
in kleineren Betrieben ergänzt. Dadurch soll die Be- 
deutung der betriebswirtschaftlichen Beratung be- 
sonders der Masse der kleineren Betriebe nahe- 
gebracht werden. Ein großer Teil der mittelstän- 
' dischen Betriebe des Handels und des Hotel- und 
j Gaststättengewerbes hat inzwischen den Wert der 
: Betriebsberatung klar erkannt und macht in ständig 
| zunehmendem Umfang von ihr Gebrauch. 


d) Handelsrationalisierung 

Die Erhaltung und Steigerung der Leistungsfähig- 
keit der mittelständischen Betriebe des Handels 
setzt voraus, daß alle Erkenntnisse und Möglich- 
keiten der Rationalisierung ausgeschöpft werden. 
Die Zweckforschung auf dem speziellen Gebiet der 
Handelsrationalisierung, die vor allem von der 
Rationalisierungs-Gemeinschaft des Handels (RGFI) 
als Koordinierungsorgan durchgeführt wird, ist da- 
her durch Zuschüsse aus Gewerbeförderungsmitteln 
des Bundes unterstützt und dadurch wirksam voran- 
getrieben worden. Zahlreiche Veröffentlichungen, 
die das Erfahrungsgut auf dem Gebiet der Handels- 
rationalisierung für die Praxis nutzbar machen, 
konnten mit Hilfe von Bundesmitteln publiziert 
werden. 

e) Forschung 

Die auf dein Gebiet des Handels und des Hotel- 
und Gaststättengewerbes mit Grundlagenforschung 
befaßten wissenschaftlichen Institute wurden durch 
; Zuschüsse aus Gewerbeförderungsmitteln des Bun- 
des unterstützt. Insbesondere wurde es den Insti- 
, tuten ermöglicht, ihre Arbeitsergebnisse in stärke- 
; rem Maße den interessierten Fachkreisen und der 
: Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Für die Ko- 
| ordinierung der wissenschaftlich und praktisch im 
Handel tätigen Institute wurde ein Ausschuß ge- 
schaffen, der die jeweils vordringlichen Forschungs- 
aufgaben feststellt und ihre Weiterentwicklung in 
Arbeitskreisen (z. B. „Betriebsvergleiche im Han- 
del", „Sortimentsgestaltung") betreibt. In erster 
! Linie sind folgende Institute und Einrichtungen 
unterstützt worden: 

! Institut für Handelsforschung an der Universität 
zu Köln, Forschungsstelle für den Handel eV, Berlin, 

i Institut für Handelsforschung an der Universität zu 
Saarbrücken, 

Forschungsverband für den Handelsvertreter- und 
Handelsmaklerberuf, Bonn, 

Deutsches wirtschaftswissenschaftliches Institut für 
Fremdenverkehr an der Universität zu München. 
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f) Berufsnachwuchs 
Bei den Bemühungen um die Erhaltung und Steige- 
rung der Leistungsfähigkeit der Betriebe spielt die 
Nachwuchsfrage auch im Handel eine wichtige 
Rolle. Modernisierungs- und Rationalisierungs- 
aufgaben können nur von qualifizierten und auf- 
geschlossenen Nachwuchskräften erfolgreich durch- 
geführt werden. Angesichts der derzeitigen Ar- 
beitsmarktlage bedarf es besonderer Anstrengungen 
der Handelsorganisationen auf dem Gebiete der 
Nachwuchswerbung sowie der Ausbildung und 
Fortbildung des Berufsnachwuchses. Um die Wirk- 
samkeit dieser Bemühungen zu verstärken, sind Zu- 
schüsse aus Bundesmitteln insbesondere für fol- 
gende Zwecke zur Verfügung gestellt worden: 
Herausgabe berufskundlicher Werbeschriften, 

Herstellung berufskundlichen Ausstellungs- 
materials, 

Erweiterung des Erfahrungsaustausches auf dem 
Gebiete der Berufsausbildung, 

Herausgabe eines Informationsdienstes auf dem Ge- 
biete der Berufsausbildung. 

3. Förderung der Rationalisierung in Klein- und 
Mittelbetrieben 

Zahlreiche Untersuchungen haben erwiesen, daß in 
den Klein- und Mittelbetrieben der Industrie, des 
Handels und des Handwerks noch erhebliche, bis- j 
her ungenutzte Möglichkeiten zu einer Steigerung j 
der Produktivität durch Rationalisierung bestehen. 

Zur generellen Förderung der Rationalisierung ins- 
besondere in Klein- und Mittelbetrieben wurden in 
erheblichem Umfange Flaushaltsmittel bereit- 
gestellt, um Fachorganisationen, die sich mit Fra- 
gen der Produktivitätssteigerung befassen, z. B. | 
Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirt- j 
Schaft, Ausschüsse für wirtschaftliche Verwaltung 
und Fertigung usf., in ihrer Tätigkeit zu fördern 
und dadurch dem gewerblichen Mittelstand bei der 
Durchführung von innerbetrieblichen Rationalisie- 
rungsmaßnahmen Hilfe zu leisten. 

Im Rahmen des Produktivitätsprogramms, das eine 
generelle Verbesserung der Wirtschaftlichkeit vor 
allem der Mittel- und Kleinbetriebe zum Ziele hat, 
sind bisher rd. 22 Millionen DM für Zuschüsse zu 
Rationalisierungsmaßnahmen bereitgestellt worden. 
Mit Hilfe dieser Mittel werden den Klein- und Mit- 
telbetrieben die Erkenntnisse moderner Betriebs- 
führung nahegebracht und Anregungen für inner- 
betriebliche Rationalisierungsmaßnahmen gegeben. 
Im einzelnen wurden mit Hilfe dieser Mittel fol- 
gende Projekte zugunsten mittelständischer Ge- 
werbezweige oder kleiner und mittlerer Betriebe 
durchgeführt bzw. begonnen: 

Betriebswirtschaftliche Untersuchungen und Be- 
triebsvergleiche 

1 . In 28 Fachzweigen des Handwerks (einschließ- 
lich Berlin und Saarland), 

2. in 31 Fachzweigen des Handels, 

3. in 5 Fachzweigen der Industrie (Klein- und 
Mittelbetrieben). 
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Branchenuntersuchungen 
in 8 Fachzweigen des Handels. 

Sonstige Maßnahmen für den Handel 

1 . Untersuchungen 

a) Methoden der Betriebsplanung im Groß- 
handel, 

b) Organisation von Großhandelslägern, Mög- 
lichkeiten einer rationelleren Zusammen- 
arbeit von Groß- und Einzelhandel, 

c) Methoden der Leistungsmessung in Groß- 
und Einzelhandel, 

d) rationelles Kassieren, 

e) rationelles Fakturieren, 

2. Maßnahmen zur Förderung der internationalen 
Zusammenarbeit, 

3. Ausbildung und Fortbildung von Betriebs- 
beratern, 

4. Bildung von Erfahrungsaustauschgruppen, 

5. Erarbeitung und Bereitstellung von Aufklärungs- 
schriften und Merkblättern, 

6. Erarbeitung moderner Methoden zur Senkung 
der Personalkosten durch Arbeitsablaufstudien, 

7. Ladenbauberatungen. 

Sonstige Maßnahmen für das Handwerk 

Ausbildung von Schulungskräften und Betriebs- 
beratern, 

Schaffung und Verbreitung von Merkblättern als 
Unterlagen für Schulungen und Beratungen, 

Förderung der Arbeiten von Produktivitätsaus- 
schüssen auf fachlicher Grundlage. 

Kurse, Betriebsvergleiche und Betriebsuntersuchun- 
gen in verschiedenen Fachzweigen des Handels und 
des Handwerks in Berlin 

Untersuchung der Kapitalstruktur von Flüchtlings- 
und Vertriebenenunternehmen 

Förderung der unteren Führungskräfte und Erarbei- 
tung von Unterweisungsmaterial für untere Füh- 
rungskräfte in Klein- und Mittelbetrieben der In- 
dustrie 

über diese Zuschußmittel hinaus wurden im Rah- 
men des Produktivitätsprogramms zur Durchfüh- 
rung von Rationalisierungsmaßnahmen in Klein- 
und Mittelbetrieben 100 Millionen DM an Kredit- 
mitteln bereitgestellt, die von 1953 an für die 
Dauer von 15 Jahren revolvierend eingesetzt 
werden sollen (s. Anlage II, I. 7.). 

II. Finanzierungshilfen für den gewerblichen 
Mittelstand 

Zahlreiche mittelständische Unternehmer benötigen 
infolge ihrer Knappheit an Eigenkapital laufend 
Kreditmittel, und zwar vor allem mittel- und lang- 
fristige Kredite, um durch Rationalisierungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen die Leistungsfähigkeit 
ihrer Betriebe im Wettbewerb zu erhalten. 
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In den vergangenen Jahren war es einerseits wegen 
der Enge des Kapitalmarktes und zeitweiliger Liqui- 
ditätsanspannung im Kreditsektor, andererseits 
wegen mangelnder Sicherheiten für den Mittelstand 
oft schwierig, Kredite mit längeren Laufzeiten zu 
erhalten. Obwohl sich die Kapitalmarktverhältnisse 
erheblich verbessert haben und die Kreditinstitute 
über ausreichende Kreditmittel verfügen, erweist 
sich die Aufnahme langfristiger Kredite in manchen 
Fällen immer noch wegen nicht ausreichender 
Sicherheiten, zuweilen aber auch wegen der Höhe 
der Kreditkosten, als schwierig. 

Um die Vergabe von mittel- und langfristigen Kre- 
diten an kleine und mittlere Betriebe zu günstigen 
Bedingungen zu erleichtern, hat sich der Bund seit 
1949 an einer Reihe von Finanzierungsprogrammen 
beteiligt. 


1 . Kredite 

Die bis Ende 1957 der mittelständischen gewerb- 
lichen Wirtschaft unter unmittelbarem oder mittel- 
barem Einfluß des Bundes gewährten Kredithilfen 
verteilen sich auf 


Handwerk und Kleingewerbe . 827 313 000 DM 

Mittel- und Kleinbetriebe der 

Industrie 1 183 703 000 DM 

Handel 842 279 000 DM 

Verkehrsgewerbe 15 175 000 DM 

Fremdenverkehr 46 564 000 DM 

Sonstige 202 415 000 DM 


insgesamt. . . 3 117 449 000 DM 


Eine Aufgliederung dieses Betrages nach Finanzie- 
rungsquellen, Programmen und Wirtschaftsberei- 
chen ist aus der Anlage I zu ersehen, über die der- 
zeit laufenden Finanzierungshilfen des Bundes für 
die mittelständische gewerbliche Wirtschaft unter- 
richtet Anlage II. 

Im Entwurf des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 1958 
sind für Rationalisierungs- und damit zusammen- 
hängende Modernisierungsmaßnahmen der mittel- 
ständischen gewerblichen Wirtschaft 152,5 Mil- 
lionen DM vorgesehen, die durch Bankenmittel auf 
rd. 255 Millionen DM aufgestockt werden. Auf 
Grund einer Bindungsermächtigung sind bereits 
50 Millionen DM für Handwerk, Handel und Klein- 
gewerbe und 25 Millionen DM für die mittlere ver- 
arbeitende Industrie verfügbar, die durch Banken- 
mittel auf 150 Millionen DM aufgestockt wurden 
(vgl. Anlage II, I. 1. bis 4.). 

Aus einem noch im Jahre 1958 durch vorzeitige 
Tilgungen von Großunternehmungen erwarteten 
ERP-Tilgungsmehraufkommen in Höhe von rd. 
150 Millionen DM sollen der mittelständischen ge- 
werblichen Wirtschaft noch folgende Kredite zu- 
geführt werden: 

a) Darlehen an die verarbei- 
tende Industrie, insbeson- 
dere an die Konsumgüter- 


industrie 50 Millionen DM 

b) Kleinkredite für Handel, 

Handwerk und Klein- 
gewerbe 50 Millionen DM 


c) Darlehen an die mittelstän- 
dische gewerbliche Wirt- 
schaft des Saarlandes (als 
Vorgriff unter Anrechnung 
auf das Gesamtprogramm für 
die saarländische Wirtschaft 
in Höhe von 300 Millionen 
DM) 20 Millionen DM 

Der Restbetrag von 30 Millionen DM soll für Dar- 
lehen zur Modernisierung von Altwohnungen mit 
dem besonderen Ziele einer ausreichenden Be- 
schäftigung des mittelständischen Bau- und Bau- 
nebengewerbes in den Wintermonaten verwendet 
werden. 

Aus Ertragsüberschüssen des Sondervermögens In- 
vestitionshilfe sind Ende März 1958 über die In- 
dustriekreditbank AG 840 000 DM bereitgestellt wor- 
den, die zur Gewährung von Krediten an mittelstän- 
dische gewerbliche Betriebe verwendet werden. Der 
Kredithöchstbetrag ist auf 50 000 DM festgelegt 
worden. Die Mittel werden für einen Zeitraum von 
20 Jahren revolvierend eingesetzt, so daß das 4- bis 
5fache Volumen an Einzelkrediten erreicht wird. 

Die Bundesregierung hat auf Grund von § 85 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 5. Novem- 
ber 1957 (BGBl. I S. 1747) zur Finanzierung von 
volkswirtschaftlich förderungswürdigen Wiederauf- 
bau- und -ausbauvorhaben von Unternehmen, die 
durch Reparations-, Restitutions- oder Rückerstat- 
tungsschäden im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 a. a. O. 
in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung noch erheblich 
behindert sind, in den a. o, Haushalt 1958 — 
Kap. A 60 04 Tit. 315 ■ — 50 Millionen DM ein- 
gesetzt, die Antragsberechtigten als Darlehen zur 
Verfügung gestellt werden. 

Die zur Durchführung dieser Maßnahmen erlas- 
senen Richtlinien vom 9. Mai 1958 bestimmen in 
Nr. 13, daß bei der Darlehnsgewährung für Vor- 
haben im Inland 

Anträge kleiner und mittlerer Betriebe bevor- 
zugt zu berücksichtigen sind. 

Der Bundesfinanzminister hat von den ausgebrach- 
ten 50 Millionen DM bereits einen ersten Teilbetrag 
in Höhe von 20 Millionen DM für diese Darlehns- 
aktion dem Bundeswirtschaftsminister zur Bewirt- 
schaftung zur Verfügung gestellt. 

2. Bürgschaften 

Da viele mittelständische Kreditnehmer die bank- 
üblichen Sicherheiten nicht stellen können, hat die 
Bundesregierung mit Unterstützung der Länder die 
Schaffung von Kreditgarantiegemeinschaften für 
den Handel und das Handwerk in der Rechtsform 
von Gesellschaften mit beschränkter Haftung auf 
Länderebene gefördert und zu diesem Zwecke Bürg- 
schaftsplafonds von 50 Millionen DM für das Hand- 
werk und von 30 Millionen DM für den Handel 
bereitgestellt. Auch für das Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe sind entsprechende Förderungsmaßnahmen 
eingeleitet. Die Kreditgarantiegemeinschaften kön- 
nen bis zu 80 v. H. jedes einzelnen Kredites Aus- 
fallbürgschaften übernehmen, die vom Bund und 
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von den Ländern in Höhe von 80 v. H. rückver- 
bürgt werden. Der Bund hat bisher 

gegenüber den Kreditgarantiegemeinschaften des 
Handwerks in Höhe von 

41 Millionen DM (dazu 30 Millionen DM seitens 
der Länder), 

gegenüber denen des Handels in Höhe von 

21,8 Millionen DM (dazu 16,8 Millionen DM 
seitens der Länder) 

die Rückbürgschaft übernommen. 

Bis zum 31. August 1958 haben die Kreditgarantie- 
gemeinschaften des Handwerks 

Bürgschaften in Höhe von insgesamt 25 608 367 DM 
für Kredite in Höhe von insgesamt 34 369 818 DM 

und die Kreditgarantiegemeinschaften des Handels 

Bürgschaften in Höhe von insgesamt 17 088 823 DM 
für Kredite in Höhe von insgesamt 21 221 700 DM 

übernommen (s. auch Anlage II, III. 1.). 

Zur Deckung des von den Kreditgarantiegemein- 
schaften selbst zu tragenden Anteils am Kredit- 
risiko dienen neben ihrem Stammkapital besondere 
Haftungsfonds, zu deren Verstärkung Mittel aus 
dem ERP-Sondervermögen bereitgestellt sind. Es 
handelt sich um folgende Beträge: 

Für das Handwerk 3 400 000 DM 

für den Handel 1 900 000 DM 

für das Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe 200 000 DM 

Außerdem erhalten die Kreditgarantiegemeinschaf- 
ten zur Überbrückung der Anlaufschwierigkeiten 
Zuschüsse aus dem ERP-Sondervermögen (für das 
Handwerk und für den Handel je 100 000 DM). 

Die Bundesregierung hat sich ferner dafür ein- 
gesetzt, daß die Kreditgarantiegemeinschaften 
steuerrechtlich als gemeinnützig anerkannt werden. 
Außerdem hat sie — im Einvernehmen mit den 
Ländern — durch die Einbeziehung öffentlich re- 
finanzierter Kredite (insbesondere ERP-Kredite) und 
die stärkere Berücksichtigung des handwerklichen 
Betriebsmittelbedarfs bei den Bürgschaftsübernah- 
men dazu beigetragen, daß der Tätigkeitsbereich 
der Kreditgarantiegemeinschaften erweitert werden 
konnte. 

Damit Betriebe des Handels und Handwerks kurz- 
fristige Darlehen in langfristige umwandeln kön- 
nen, hat der Bund gegenüber den Kreditgarantie- : 
gemeinschaften des Handels und des Handwerks 
globale Rückbürgschaften in Höhe von je 50 Mil- 
lionen DM übernommen. Die Kreditgarantiegemein- j 
schäften sind dadurch in der Lage, gegenüber : 
Kreditinstituten Ausfallbürgschaften für Umschul- 
dungsdarlehen zu übernehmen (Bundesanzeiger 1 
Nr. 195 vom 10. Oktober 1957 und Nr. 190 vom | 
3. Oktober 1957 — s. auch Anlage II, III. 5.). Es | 
ist in Aussicht genommen, die Bedingungen für eine I. 
Umschuldung zu verbessern, so z, B. durch eine i 
Einbeziehung von Lieferantenkrediten in die Um- 
schuldungshilfe, soweit sie für Investitionen ver- 
wendet werden. 


Im Rahmen der Umschuldungsaktion für Vertrie- 
bene und Flüchtlinge, die vor allem kleineren und 
mittleren gewerblichen Unternehmen zugute kommt, 
hat sich der Bund gegenüber den Anleihegläubigern 
in Höhe von 100 Millionen DM, gegenüber der 
Lastenausgleichsbank in Höhe von 30 Millionen DM 
verbürgt und für die Dauer von fünf Jahren Zins- 
zuschüsse in Höhe von jährlich 2 Millionen DM 
bereitgestellt (s. auch Anlage II, III. 4.). 

Eine entsprechende Umschuldung saktion für kriegs- 
sachgeschädigte Betriebe ist angelaufen; hierbei hat 
der Bund gegenüber den Anleihegläubigern eine 
Bürgschaft in Höhe von 30 Millionen DM, gegen- 
über der Lastenausgleichsbank in Höhe von 
12,5 Millionen DM übernommen (s. auch Anlage II, 
III. 4.). 

3. Zuschüsse 

Für Zwecke der Leistungssteigerung, der Berufs- 
und Gewerbeförderung und der Rationalisierung 
hat der Bund einmalige oder laufende Zuschüsse 
aus Haushaltsmitteln bereitgestellt. 

In den ERP-Wirtschaftsplänen 1955 bis 1957 sind 
für das Landhandwerk Zuschüsse in Höhe von 
3 Millionen DM bereitgestellt worden; im Jahre 
1958 sind für diesen Zweck letztmalig 0,5 Mil- 
lionen DM vorgesehen. 

Im Rahmen der regionalen Förderungsprogramme 
erhielten Industrie-, Handwerks- und Fremdenver- 
kehrsbetriebe in den Jahren 1951 bis 1957 an Zins- 
zuschüssen 28 730 000 DM. 

Nach den Richtlinien über den Einsatz von Zu- 
schüssen aus Bundeshaushaltsmitteln zur Bewilli- 
gung von Instandsetzungskrediten für Wohn- 
gebäude (Bundesanzeiger Nr. 40. vom 27. Februar 
1957) kann der mittelständische Hausbesitz unter 
den dort angegebenen Voraussetzungen Zinszu- 
schüsse erhalten. 


III. Steuerpolitische Maßnahmen 

Zahlreiche steuerpolitische Maßnahmen haben in 
den letzten Jahren den gewerblichen Mittelstand 
im allgemeinen und einzelne seiner Berufszweige 
besonders gefördert. 

1. Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und 
„Notopfer Berlin" 

Das Gesetz zur Neuordnung von Steuern vom 
16. Dezember 1954 (BGBl. I S. 373), das Gesetz zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes und des 
Körperschaftsteuergesetzes vom 5. Oktober 1956 
(BGBl. I S. 781) sowie das Zweite Gesetz zur Än- 
derung des Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin" vom 5. Oktober 1956 (BGBl. I 
S. 785) haben den Mittelstand steuerlich erheblich 
entlastet. Das Gesetz zur Änderung steuerrecht- 
licher Vorschriften vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 848) hat durch die Übergangsregelung der Ehe- 
gattenbesteuerung auch weiten Kreisen des ge- 
werblichen Mittelstandes steuerliche Vorteile ge- 
bracht. 
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Weitere wesentliche Verbesserungen brachte das 
Gesetz zur Änderung steuerlicher Vorschriften auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und Er- 
trag und des Verfahrensrechts vom 18. Juli 1958 
(BGBl. I S. 473). Durch die Einführung des Splitting 
— Aufteilung der Einkünfte je zur Hälfte auf beide 
Ehegatten — ist das besonders den gewerblichen 
Mittelstand belastende Problem der „mithelfenden 
Ehefrau" in befriedigender Weise gelöst worden. ! 
Auch die Neuregelung der degressiven Abschrei- 
bung — Einschränkung der Abschreibungsmöglich- 
keiten für langlebige Wirtschaftsgüter und ihre 
Ausweitung bei den beweglichen Wirtschaftsgütern 
mit einer Lebensdauer unter zehn Jahren — muß 
sich für den gewerblichen Mittelstand im all- j 
gemeinen günstig auswirken. 

Die Neuregelung der Körperschaftsbesteuerung be- 
günstigt die sogenannten personenbezogenen Kapi- 
talgesellschaften, insbesondere die Familiengesell- 
schaften, bis zu einem Vermögen von 5 Mil- j 
lionen DM, insbesondere also die Masse der mittel- | 
ständischen Gesellschaften mit beschränkter Haf- j 
tung und Aktiengesellschaften, indem diesen be- | 
sondere Steuersätze eingeräumt wurden, die die 
Selbstfinanzierung nicht erschweren. Mittelbar 
dürfte der gewerbliche Mittelstand auch aus der 
Änderung der Besteuerung von nicht personen- 
bezogenen und großen Kapitalgesellschaften Nutzen 
ziehen, weil sich wegen der zu erwartenden Auf- | 
lockerung und Stärkung des Kapitalmarktes in Ver- ! 
bindung mit einer gewissen Änderung der Finan- , 
zierungsgewohnheiten der großen Kapitalgesell- J 
schäften dem gewerblichen Mittelstand verbesserte 
Kreditmöglichkeiten eröffnen sollten. 

2. Umsatzsteuer 

Das Siebente Gesetz zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 5. Oktober 1956 (BGBl. I S. 787) 
gestattet Unternehmern, deren Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr 80 000 DM nicht übersteigt, 
von ihren steuerpflichtigen Umsätzen einen Um- 
satzbetrag von 8000 DM abzusetzen (§ 7a). Es be- 
freit u. a. 307 000 Handwerksbetriebe völlig von der 
Umsatzsteuer und entlastet andere mittelständische ; 
Unternehmen erheblich. Die Entlastung beträgt im i 
Handwerk jährlich etwa 180 Millionen DM, im Han- I 
del etwa 100 Millionen DM. 

Die Achte Verordnung zur Änderung der Durch- 
führungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz 
vom 7. Februar 1957 (BGBl. I S. 6) hat die umsatz- 
steuerlichen Nachteile gewisser Bearbeitungsvor- 
gänge abgeschwächt und andere Vorgänge für künf- i 
tig steuerunschädlich erklärt. Hieraus ergeben sich j 
weitere Erleichterungen auch für das Handwerk j 
und den Handel. 

Durch die Änderungsverordnung vom 22. März 1958 
(BGBl. I S. 206) wurde in die Umsatzsteuer-Durch- 
führungsbestimmungen ein § 50a eingefügt. Danach 
sind Lieferungen und sonstige Leistungen, die Mit- 
glieder einer Arbeitsgemeinschaft zur Durchführung j 
eines von dieser übernommenen Auftrages ausfüh- j 
ren, umsatzsteuerfrei, wenn die in § 50a UStDB ge- | 


nannten Voraussetzungen zutreffen. Diese Bestim- 
mung begünstigt demnach mittelständische Unter- 
nehmen und sichert ihnen eine Beteiligung an Groß- 
aufträgen, die das einzelne Unternehmen nicht 
übernehmen könnte. 

3. Gewerbesteuer 

Auch bei der Gewerbesteuer wurden Erleichterun- 
gen gewährt. So wurden der Freibetrag von 
1200 DM auf 2400 DM erhöht und die Ertragstufen 
entsprechend auseinandergezogen (Gesetz vom 
5. Oktober 1956 — BGBL I S. 786). Hierdurch wird 
die mittelständische Wirtschaft um etwa 400 Mil- 
lionen DM jährlich steuerlich entlastet. Auf das 
Handwerk entfallen davon 180 Millionen DM und 
auf den Handel etwa 70 Millionen DM. 

Die Bundesregierung hat ferner eine Verwaltungs- 
anordnung erlassen, die den Flüchtlings-, Vertrie- 
benen- und Kriegssachgeschädigtenbetrieben wei- 
tere Erleichterungen bei der Gewerbesteuer bringt. 
Auch diese Maßnahme kommt überwiegend mittel- 
ständischen Betrieben zugute. 


IV. Sozialpolitische Maßnahmen 

1. Altersversorgung des Handwerks 

Nach dem Gesetz über die Altersversorgung des 
deutschen Handwerks von 1938 sind die selbstän- 
digen Handwerker verpflichtet, entweder der so- 
zialen Rentenversicherung für Angestellte (An- 
gestelltenversicherung) beizutreten oder eine Le- 
bensversicherung in bestimmter Höhe abzuschlie- 
ßen. Ein Bereinigungsgesetz vom 27. August 1956 
beseitigt nachkriegsbedingte Härten (befristete Be- 
freiung von der Versicherungspflicht, Erlaß von 
Beiträgen, Ausgleichsleistungen des Bundes für die 
Angestelltenversicherung). Nach den Übergangsvor- 
schriften des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (BGBL I S. 88) 
werden auch die Renten der (angestellten-)ver- 
sicherten Handwerker der Lohn- und Produktivi- 
tätsentwicklung angepaßt. Außerdem werden Hand- 
werker auf Antrag von der Versicherungspflicht be- 
freit, wenn sie Beiträge für eine versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit während 
mindestens 180 Kalendermonaten entrichtet haben. 
Sie sind zur freiwilligen Weiterversicherung be- 
rechtigt. Diese Regelung trägt den unterschiedlichen 
Bedürfnissen innerhalb der Handwerkerschaft Rech- 
nung. 

Handwerker, die statt der Angestelltenversicherung 
eine Lebensversicherung gewählt haben, brauchen 
ihre Beiträge — der Höhe nach — den Angestell- 
tenversicherungsbeiträgen erst vom 1. April 1959 
ab anzupassen (Gesetz vom 30. April 1958 — 
BGBL I S. 305). Bundestag und Bundesregierung 
bemühen sich um eine endgültige gesetzliche Re- 
gelung. Dabei sind die Frage der Trägerschaft und 
die der Dauer der Versicherungspflicht, sofern die 
Altersversorgung der selbständigen Handwerker im 
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Rahmen der Angestellten- oder der Invalidenver- 
sicherung durchgeführt werden soll, noch strittig. 
Durch ein Aufbesserungsgesetz vom 24. Dezember 
1956 wurden Lebensversicherungen, die Handwer- 
ker nach dem Altersversorgungsgesetz von 1938 ab- 
geschlossen hatten, auf 50 v. H. — Kapitalversiche- 
rungen auf mindestens 5000 DM — aufgewertet. 
Die Lebensversicherungsunternehmen erhielten als ! 
Ausgleich für das durch die Währungsreform ab- 
gewertete Deckungskapital entsprechende Aus- 
gleichsforderungen des Bundes. 

Ausgenommen von der Altersversorgung des deut- 
schen Handwerks sind die Bezirksschornsteinfeger- 
meister, die nach der Verordnung über das Schorn- 
steinfegerwesen vom 28. Juli 1937 (RGBl. I S. 831) 
Pflichtmitglieder der Versorgungsanstalt deutscher 
Schornsteinfegermeister sein müssen. Von der Ver- 
sorgungsanstalt erhält der Bezirksschornsteinfeger- 
meister nach Erreichen des 70. Lebensjahres oder 
bei vorzeitiger Invalidität und dem damit verbun- 
denen Widerruf als Bezirksschornsteinfegermeister 
eine Rente. 

Die nicht zum Handwerk gehörenden selbständigen 
Erwerbstätigen haben das Recht, sich in der so- 
zialen Rentenversicherung freiwillig weiterzuver- 
sichern, sofern sie mindestens fünf Jahre lang als 
Arbeitnehmer versicherungspflichtig waren. 

2 . 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz vom 30. März 1957 
(BGBl. I S. 293) will dem Einberufenen den Arbeits- 
platz erhalten. Nach der Entlassung aus dem Wehr- 
dienst soll der Arbeitnehmer in seinen alten Betrieb 
zurückkehren können. Auf Grund eines besonderen 
Kündigungsschutzes ist es dem Arbeitgeber unter- 
sagt, ein Arbeitsverhältnis aus Anlaß des Wehr- 
dienstes zu lösen. Dieser Grundsatz kann bei Klein- 
betrieben mit nur wenigen Arbeitskräften zu 
Härten führen. Diese sind in den meisten Fällen 
gezwungen, für die Einberufenen Ersatzkräfte ein- 
zustellen, die jedoch angesichts der gegenwärtigen 
und in den kommenden Jahren zu erwartenden 
Arbeitsmarktlage schwer zu bekommen sind, wenn 
sie nur vorübergehend in den Betrieben tätig sein 
können. Um zu vermeiden, daß sich hierdurch be- 
triebliche Störungen ergeben, wurde ein erweiter- 
tes Kündigungsrecht für Arbeitgeber mit in der 
Regel fünf oder weniger Arbeitnehmern, ausschließ- 
lich der Lehrlinge, in das Gesetz aufgenommen. Da- , 
mit ist diesen Arbeitgebern die Möglichkeit ge- | 
geben, das Arbeitsverhältnis des zum Grundwehr- 
dienst einberufenen unverheirateten Arbeitnehmers 
zu lösen, wenn sie diesen nach seiner Entlassung 
aus dem Wehrdienst nicht zusätzlich im Betrieb be- 
schäftigen können. 

3. 

Nach dem Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (AVAVG) in der Fassung 
vom 3. April 1957 (BGBl. I S. 321) sind Söhne von 
Handwerksmeistern von der Versicherungspflicht in 
der Arbeitslosenversicherung ausgenommen. 


4. 

In den Kindergeldgesetzen (Gesetz über die Ge- 
währung von Kindergeld und die Errichtung von 
Familienausgleichskassen vom 13. November 1954 
— - BGBl. I S. 333 — , Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung von Vorschriften der Kindergeldgesetze 
vom 8. August 1957 — BGBl. I S. 1061) sind Selb- 
ständige, deren Einkommen jährlich 4800 DM nicht 
übersteigt, für ihre Person von der Beitragspflicht 
befreit. (Eine Erhöhung dieser Einkommensgrenze 
für die Befreiung von der Beitragspflicht auf jähr- 
lich 6000 DM ist vorgesehen.) Ferner sind Unter- 
nehmer von der Beitragsentrichtung für Arbeit- 
nehmer befreit, wenn die Lohn- und Gehaltssumme 
6000 DM im Jahr nicht übersteigt. 


V. Weitere gesetzgeberische Maßnahmen 

Für die mittelständische gewerbliche Wirtschaft 
sind 

die allgemeinen gewerberechtlichen Vorschriften, 
die besonderen Regelungen für einzelne Gewerbe 
sowie 

die Vorschriften zur Regelung und Sicherung des 
Wettbewerbs 

von Bedeutung, da gerade das mittelständische Ge- 
werbe durch unübersichtlich gewordene gesetzliche 
Regelungen und durch einengende und teilweise 
veraltete Vorschriften über die Berufsausübung 
vielfach belastet wird. Die Bundesregierung war, 
soweit sie an diesen Regelungen mitgewirkt hat, 
und ist auch weiterhin bemüht, bei den auf diesen 
Gebieten schon getroffenen oder künftig zu tref- 
fenden gesetzgeberischen Maßnahmen dafür zu sor- 
gen, daß sowohl die Interessen der mittelstän- 
dischen Gewerbetreibenden als auch die Grund- 
sätze der von ihr vertretenen Wirtschaftspolitik 
berücksichtigt werden. Dies gilt vor allem für fol- 
gende Maßnahmen: 

1. Allgemeine gewerberechtliche Vorschriften 

a) Neukodifikation der Gewerbeord- 
nung 

Das mittelständische Gewerbe wird durch die 
Rechtszersplitterung und Unübersichtlichkeit der 
seit 1869 bestehenden und sehr oft geänderten 
Gewerbeordnung und der zahlreichen gewerbe- 
rechtlichen Nebengesetze stark belastet. Die 
Neukodifikation mit der vorgesehenen Verein- 
fachung und Zusammenfassung des Gewerbe- 
rechts würde insoweit sich gerade für das mittel- 
ständische Gewerbe günstig auswirken und auf 
vielen Gebieten, insbesondere bei den Einzel- 
regelungen der Berufsausübung, zu nicht uner- 
heblichen Erleichterungen führen. 

b) Gewerberechtliche Nebengesetze 
undDurchführungsver Ordnungen 

Zahlreiche gewerberechtliche Nebengesetze und 
Durchführungsverordnungen zur Gewerbeord- 
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nung und den gewerberechtlichen Neben- j 
gesetzen, in denen die Ausübung des Gewerbes, j 
insbesondere die Gewerbeüberwachung, sowie j 
die Buchführungs- und Auskunftspflicht geregelt | 
sind, werden zur Zeit überarbeiten! und neuge- 
faßt, um die Gewerbetreibenden nach Möglich- | 
keit von belastenden und einengenden Vor- | 
Schriften zu befreien. Es handelt sich dabei um . 
folgende Gewerbezweige, in denen fast aus- ! 
schließlich mittelständische Gewerbetreibende j 
tätig sind: ! 

Versteigerergewerbe, 

Pfandleihgewerbe, 

Reisebürogewerbe, 

Waffenhandel und -herstellung, 
Bewachungsgewerbe, 

Auskunfteien, Detekteien, j 

Wohnungs- und Darlehnsvermittler, 

Ehevermittler, 

Handel mit unedlen Metallen und mit Schrott, ! 
Gebrauchtwarenhandel. j 

c) Entwurf eines Vierten Bundes- 
gesetzes zur Änderung der Ge- 
werbeordnung (BT-Drucksache 318) 

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Um- ! 
gestaltung des § 35 der Gewerbeordnung zu 
einer allgemeinen Gewerbeuntersagungsvor- | 
schrift ist eine wesentliche Ergänzung des Ge- | 
setzes über die Berufsausübung im Einzelhandel 
und der Handwerksordnung. Sie ermöglicht die 
besonders von den mittelständischen Gewerbe- 
treibenden angestrebte Säuberung der Berufe 
von unzuverlässigen Gewerbetreibenden. Dar- 
über hinaus enthält die Novelle weitgehende 
Vereinfachungsmaßnahmen, wie z. B. die Besei- 
tigung der Legitimationskarte für Handelsrei- 
sende, die ebenfalls den Wünschen besonders 
des mittelständischen Gewerbes entsprechen. 

2. Besondere Regelungen für einzelne Gewerbe j 

a) Handwerksordnung j 

Das am 17. September 1953 verkündete Gesetz | 
zur Ordnung des Handwerks (BGBl I S. 1411) i 
enthält gesellschafts- und ordnungspolitische 
Grundregelungen, die dem Handwerk eine be- 
sondere Stellung einräumen. Damit wird den 
Besonderheiten Rechnung getragen, welche sich 
aus der historischen Entwicklung sowie aus der 
volkswirtschaftlichen und soziologischen Bedeu- 
tung des Handwerks ergeben. Das Erfordernis j 
der Meisterprüfung oder einer Ausnahmebewil- j 
ligung zum selbständigen Betreiben eines | 
stehenden Handwerksbetriebes soll vor allem j 
dazu dienen, die Berufstüchtigkeit, der im Hin- ' 
blick auf die Lehrlingsausbildung gesamtwirt- j 
schaftliche Bedeutung zukommt, zu erhalten und 
zu steigern. Den handwerklichen Selbstverwal- 
tungsorganen ist eine ihrer Tradition ent- 
sprechende Stellung zugewiesen. 


b) Durch das Gesetz über die Kaufmannseigen- 
schaft von Handwerkern vom 31. März 1953 
(BGBL I S. 106) wird der technischen und be- 
triebswirtschaftlichen Entwicklung im Handwerk 
auch im Rahmen des Handelsrechts Rechnung 
getragen und den Handwerksbetrieben in er- 
weitertem Umfange die Möglichkeit gegeben, 
die Kaufmannseigenschaft zu erlangen. 

c) Das Gesetz über die Berufsausübung im Einzel- 
handel vom 5. August 1957 (BGBl. I S. 1121) 
macht die Ausübung des Einzelhandels von der 
persönlichen Zuverlässigkeit und vom Nachweis 
der Sachkunde abhängig. 

3. Vorschriften zur Regelung und Sicherung des 
Wettbewerbs und sonstige gesetzgeberische 
Maßnahmen 

a) Das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
vom 30. März 1957 (BGBl. I S. 315) wendet sich 
gegen Personen, die aus Gewinnsucht unbefugt 
in erheblichem Umfang Dienst- oder Waren- 
leistungen für andere erbringen und gegen deren 
Auftraggeber. 

b) Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen 
unlauteren Wettbewerb, des Gesetzes über das 
Zugabewesen und des Rabattgesetzes vom 
11. März 1957 (BGBl. I S. 172) bestimmt, daß die 
Landesregierungen bei den Industrie- und Han- 
delskammern Einigungsstellen zur Beilegung 
von Wettbewerbsstreitigkeiten errichten. Die 
Einigungsstellen können das persönliche Er- 
scheinen der Parteien anordnen und sollen auf 
einen gütlichen Ausgleich hinwirken. Die Tätig- 
keit der Einigungsstellen wird sich vor allem 
für kleine und mittlere Betriebe segensreich 
auswirken, denen die notwendigen Mittel und 
Erfahrungen zur Durchführung von Wett- 
bewerbsprozessen fehlen. 

c) Der Bundesminister des Innern hat am 28. No- 
vember 1952 Richtlinien zur Beseitigung des Be- 
hördenhandels in der Bundesverwaltung er- 
lassen. 

d) Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1081) gestattet Ver- 
einigungen mittelständischer Unternehmen 
Preisempfehlungen, wenn dadurch die Wett- 
bewerbslage gegenüber Großbetrieben verbes- 
sert wird (§ 38 Abs. 2). Es läßt Vereinbarungen 
über Grundsätze, die dem unlauteren Wett- 
bewerb entgegenwirken sollen (§§ 28, 29), zu. 
Es sieht vor, daß die nachgeordneten Stufen, 
also im wesentlichen der mittelständische Han- 
del, das Handwerk und die nachgeordnete ver- 
arbeitende Industrie, zu derartigen Vereinbarun- 
gen sowie zu Kartellanträgen der Vorstufe ge- 
hört werden, und wirkt so einer unerwünschten 
Einschränkung des Wettbewerbs zu Lasten der 
im allgemeinen nicht besonders kartellfähigen 
mittelständischen Unternehmen entgegen. 

e) Das Gesetz über die Handels- und Gaststätten- 
zählung 1958 soll einwandfreie statistische 
Unterlagen über den Handel (einschließlich Han- 
delsvertreter) und das Gaststättengewerbe und 
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damit die Grundlage für die Mittelstandspolitik .desminister für Wirtschaft ein besonderes Aus- 

im Bereich dieser bedeutenden mittelständischen schreibungsverfahren vereinbart, das Betrieben mit 

Gewerbezweige schaffen. nicht mehr als 50 Beschäftigten Aufträge sichert, 

f) Im Handwerk wurde nach der Handwerkszäh- Diese mittelständischen Betriebe wurden an Auf- 

lung 1949 im Jahre 1956 eine erneute Total- Lägen des Verteidigungsministeriums, die ihrer Art 

erhebung durchgeführt, deren Ergebnisse zur nac 'h von ihnen ausgeführt werden können, vom 

Zeit vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht 1- September 1956 bis 31. August 1958 mit 280,5 

werden. Mit finanzieller Unterstützung der Bun- Millionen DM (— 48,3 v. H.) am Auftragsvolumen 

desregierung wurden im Handwerk Verände- ( 581,0 Millionen DM) beteiligt. 


rungen auf dem Gebiete des Kreditwesens und 
der Investitionen durch Teilerhebungen beob- 
achtet. Eine Maschinenerhebung, die — eben- 
falls repräsentativ — erstmals Erkenntnisse über 
die Ausrüstung mit Maschinen, ihre Brauchbar- 
keit für die modernen Anforderungen, Möglich- 
keiten der Rationalisierung und Produktivitäts- 
steigerung erbringen soll, wird nach langjäh- 
rigen Vorarbeiten in Kürze durchgeführt werden. 
Die laufende Beobachtung, die im Elandel in den 
Händen des Statistischen Bundesamtes und von 
Instituten liegt, soll auch im Handwerk auf Er- 
hebung durch amtliche Stellen umgestellt 
werden. 

4. Emissionsrecht der Deutschen Genossenschafts- 
kasse 

Auf Vorschlag der Bundesregierung ist der 
Deutschen Genossenschaftskasse durch Gesetz das 
Emissionsrecht verliehen worden. Die Deutsche Ge- 
nossenschaftskasse hat seitdem Emissionen in Höhe 
von 80 Millionen DM aufgelegt, deren Gegenwert 
fast ausschließlich dem Mittelstand zugeflossen ist. 


VI. Beteiligung des gewerblichen Mittelstandes 
an öffentlichen Aufträgen 

Die Verdingungsordnungen für Leistungen (VOL) 
und für Bauleistungen (VOB) bezwecken u. a. eine 
angemessene Beteiligung von handwerklichen, klei- 
neren und mittleren Betrieben an öffentlichen Aufträ- 
gen. Dies kommt in verschiedenen Bestimmungen zum 
Ausdruck. Der gewerbliche Mittelstand wird daher bei 
Aufträgen der zentralen, insbesondere aber der 
regionalen und kommunalen Bedarfsträger, laufend 
berücksichtigt. Darüber hinaus ist das Handwerk als 
Zulieferer bei Industrieaufträgen eingeschaltet. Be- 
sonders hoch ist der Anteil des mittelständischen 
Gewerbes bei den öffentlichen Bauvergaben. Die 
durch Gesetz oder andere Vorschriften angeord- 
nete bevorzugte Berücksichtigung der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und ihnen gleichgestellten Personen, 
der Betriebe in notleidenden Gebieten (insbesondere 
in den Zonenrandgebieten) sowie der Evakuierten 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge kommt eben- 
falls in erster Linie kleineren und mittleren Betrie- 
ben zugute. 

Bei den Beschaffungen für die Bundeswehr haben 
der Bundesminister für Verteidigung und der Bun- 


VII. Organisatorische Maßnahmen 

1. Für die Behandlung der Fragen des Handwerks 
und des Handels wurden 1951 besondere Unter- 
abteilungen im Bundesministerium für Wirt- 
schaft geschaffen. 

2. Die Abteilung II des Bundesministeriums für 
Wirtschaft wurde 1956 beauftragt, sich aller all- 
gemeinen Probleme des gewerblichen Mittel- 
standes besonders anzunehmen. Gleichzeitig 
wurde zur sachlichen Erledigung des Arbeits- 
bereiches „Allgemeine Mittelstandsfragen " ein 
Mittelstandsreferat eingerichtet. 

3. Um zu gewährleisten, daß die Belange des ge- 
werblichen Mittelstandes im Rahmen der Wirt- 
schaftspolitik beachtet und die damit zusammen- 
hängenden Fragen in schneller Abstimmung mit 
den beteiligten Abteilungen innerhalb des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft wahrgenommen 
werden können, wurden im September 1958 die 
bisher schon mit Teilfragen der Mittelstands- 
politik befaßten Referate insoweit zu einer be- 
sonderen Arbeitsgruppe zusammengefaßt. 

4. Ein Arbeitskreis untersucht die Probleme des 
Mittelstandskredits und führt die Kreditgeber 
(Vertreter der Kreditinstitute und ihrer Organi- 
sationen) und die Kreditnehmer (mittelständische 
Organisationen) zu gemeinsamen Gesprächen 
zusammen. 

5. Der Bundesminister für Wirtschaft berief 1956 
zu seiner Beratung aus Kreisen der mittelstän- 
clischen Wirtschaft einen Beirat für Fragen des 
gewerblichen Mittelstandes. 

6. Ende 1957 wurde das Institut für Mittelstands- 
forschung als Stiftung des privaten Rechts er- 
richtet. Der Bund stellt der das Institut tragen- 
den Stiftung jährlich 200 000 DM, das Land Nord- 
rhein-Westfalen 100000 DM zur Verfügung. Das In- 
stitut untersucht die Gesamtsituation des Mittel- 
standes unter soziologischen, betriebswirtschaft- 
lichen, finanzwissenschaftlichen, wirtschaftsrecht- 
lichen und steuerrechtlichen Gesichtspunkten 
und soll die Forschungsergebnisse der Öffent- 
lichkeit zugänglich machen. Seine Arbeit wird 
der Mittelstandspolitik der Bundesregierung 
wichtige Anregungen geben. 
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Anlage I 


Kreditgewährung an den gewerblichen Mittelstand 
unter unmittelbarem oder mittelbarem Einfluß des Bundes 

— zugesagte Kredite per 31. Dezember 1957 in 1000 DM — 


Finanzierungsquelle 


1. Mehraufkommen der 



Investitionshilfe . . . 

9 453 

15 449 

104 219 

23 032 

3 185 

2211 

1 696 

159 245 

2. 

STEG-Mittel . . . . 

6 791 

4 691 

52 781 

423 

100 

65 

153 

65 004 

3. 

EBP- und MSA-Mittel, 
Anleihe- und Eigenmit- 
tel der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau . . 

87 115 

36 935 

738 416 

50 685 

8 644 

28 056 

15 998 

965 849 

4. 

Mittel des Bundeshaus- 
halts (einschließlich 
Aufbaudarlehen nach 
SHG und LAG) . . . 

540 949 1 ) -) 


273 287 2 ) 

768 139 3 ) 

3 246 4 ) 

16 232 

184 568 

1 786 421 

5. 

Mittel der privaten 
Versicherungswirt- 
schaft, der Rentenver- 
sicherungsträger und 
der Arbeitslosen- 
versicherung .... 

13 330 

112 600 

15 000 





140 930 



557 638 

169 675 








Gesamt . . . 

827 31 3 1 ) 2 ) 

1 183 703 2 ) 

842 279*) 

15 175 4 ) 

46 564 

202 415 

3 117449 


Mittelständische gewerbliche Wirtschaft 


Hand- 

werk 


Klein- 

gewerbe 



Ver- 


Industrie Handel 

kehrs- 

Fremden- 


betriebe 

verkehr 



Gesamt 


0 Handwerk einschließlich Kleingewerbe 
-) Aufteilung nach Bereichen z. T. geschätzt 

:{ ) In dieser Summe sind auch Kredite an das Verkehrsgewerbe enthalten. 
4 ) siehe Anmerkung 3 
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Anlage II 

Laufende Finanzierungshilfen des Bundes 
für die mittelständische gewerbliche Wirtschaft 

Stand: 1 . Oktober 1958 

I. Finanzierungshilfen aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 


1. Kredite für die mittelständische gewerbliche Wirtschaft (Handel, Handwerk 

und Kleingewerbe) 

Zweckbindung: Investitionskredite zur Durchführung von Ratio- 

nalisierungs- und damit zusammenhängenden Mo- 
dernisierungsmaßnahmen 

Kredithöchstbetrag: 75 000 DM, im Ausnahmefall 100 000 DM 

Zinssatz: 6 V 2 v. H.; Laufzeit: bis zu 12 Jahren 

Antragsweg: Hausbank oder Industriekreditbank AG, Düsseldorf 

(IKB) 

2. Kredite für das mittelständische Beherbungsgewerbe 

Beherbergungsgewerbe 

Zweckbindung: Investitionskredite zum Wiederaufbau, zur Wieder- 

ingangsetzung sowie zur Modernisierung und 
Rationalisierung der Betriebe 

Kredithöchstbetrag: 150 000 DM 

Zinssatz: a) 6 v. H. p. a. für Baumaßnahmen 

b) 6 V 2 v. H. p. a. für Inventarbeschaffungen 

Laufzeit: 10 bzw. 19 Jahre 

Antragsweg: Hausbank — Kreditanstalt für Wiederaufbau, 

Frankfurt (Main) (KW) 

3. Kredite für mittelständische Zeitungsdruckereien 

Zweckbindung: Rationalisierungskredite für mittlere und kleine 

Zeitungsdruckereien mit einer Auflage bis zu 
40 000 Stück 

Kredithöchstbetrag: 75 000 DM 

Zinssatz: 6 i; 2 v. H.; Laufzeit: bis zu 10 Jahren 

Antragsweg: Hausbank ■ — KW 

4. Kredite für mittlere Unternehmen der verarbeitenden Industrie 

Zweckbindung: Investitionskredite zur Durchführung von Rationali- 

sierungs- und damit zusammenhängenden Moderni- 
sierungsmaßnahmen 

Kredithöchstbetrag: 300 000 DM 

Zinssatz: 7 v. H. ; Laufzeit: bis zu 12 Jahren 

Antragsweg: Hausbank, die die Anträge an die KW weiterleitet 

— oder IKB, Düsseldorf, und deren Außenabtei- 
lungen 

5. Kredite für Vertriebenen- und Flüchtlingsunternehmen 

Zweckbindung: Investitions- und Betriebsmittelkredite für den Auf- 

und Ausbau sowie die Rationalisierung der Be- 
triebe (Kredithöchstbetrag 100 000 DM) 
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Zinssatz: a) für die ersten 5 Jahre der Laufzeit 3V2 v. H. (zu- 

zügl. V 2 v. H. Kreditversicherung auf den ur- 
sprünglichen Kreditbetrag); 

vom 6. Jahre der Laufzeit an 4V2 v. H. 

b) Für Unternehmen der Vertriebenen und Flücht- 
linge, die nach Kapitalstruktur und Ertragslage 
in der Lage sind, einen höheren Zinssatz zu 
tragen, kann der Zinssatz für die ersten 5 Jahre 
der Laufzeit auf 6 v. H. (zuzüglich 1 ü v. H. Kredit- 
versicherung) und auf 6V2 v. H. vom 6. Jahre 
der Laufzeit an festgesetzt werden. 

Laufzeit: je nach Verwendungszweck und Leistungsfähigkeit 

des Unternehmens 8, 12 oder 17 Jahre 

Antragsweg: Hausbank — Landeskreditausschuß — Lastenaus- 

gleichsbank, Bad Godesberg (LAB) 

6. Kredite an Kriegssachgeschädigten-Unternehmen 

Zweckbindung: fnvestitions- und Betriebsmittelkredite für den Auf- 

und Ausbau, die Rationalisierung und Modernisie- 
rung von Unternehmen Kriegssachgeschädigter 
(Kredithöchstbetrag 100 000 DM) 

Zinssatz: a) für die ersten 5 Jahre der Laufzeit 6 v. H. (zu- 

züglich 1/ 2 v. H. Kreditversicherung auf den ur- * 
sprünglichen Kreditbetrag); 

vom 6. Jahre der Laufzeit an 6V2 v. H. 

b) Für kriegssachgeschädigte Unternehmen, die 
nach Kapitalstruktur und Ertragslage nicht in 
der Lage sind, diese Zinssätze zu tragen, kann 
der Zinssatz für die ersten 5 Jahre der Laufzeit 
auf 3V2 v. H. (zuzügl. V2 v. H. Kreditversiche- 
rung) und auf 4V2 v. H. vom 6. Jahre der Lauf- 
zeit an festgesetzt werden. 

je nach Verwendungszweck und Leistungsfähigkeit 
des Unternehmens 8, 12 oder 17 Jahre 

Hausbank — Landeskreditausschuß — LAB 

7. Produktivitätskredite für Mittel- und Kleinbetriebe 

Zweckbindung: Durchführung von Maßnahmen zur Steigerung der 

Produktivität 

Kredithöchstbetrag: 100 000 DM 

Zinssatz: 6Ü2 v. H.; Laufzeit: 6 bis 7 Jahre 

Antragsweg: IKB und deren Außenabteilungen 

8. Kredite für industrielle Abwasseranlagen 

Zweckbindung: Investitionskredite zur Errichtung und für den Aus- 

bau von Abwasserreinigungsanlagen der mittel- 
ständischen Industrie 

Kredithöchstbetrag: 100 000 DM 

Zinssatz: 6V2 v. H.; Laufzeit: bis zu 12 Jahren 

Antragsweg: Hausbank - — KW 

9. Kredite zur Finanzierung von Auslandsniederlassungen des Handels 

Zweckbindung: Kredite für die Errichtung oder den Ausbau über- 

seeischer Niederlassungen 

Zinssatz: 5 v. H.; Laufzeit: 10 Jahre 

Antragsweg: Hausbank ■ — KW 


Laufzeit: 

Antragsweg: 
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10. Kredite zur Finanzierung von Auslandsniederlassungen beratender 
Ingenieurbüros 

Zweckbindung: anteilige Kredite für Anlaufkosten neu zu grün- 

dender oder bestehender Auslandsniederlassungen 

Zinssatz: 6 1 2 v. H.; Laufzeit: 5 Jahre 

Antragsweg: Hausbank - — KW 


II. Finanzierungshilfen aus Mitteln des Bundeshaushalts 

1. Kredite für die Industrie in den Zonenrand- und Sanierungsgebieten 
sowie im Saargrenzgürtel 

Zweckbindung: Schaffung von Dauerarbeitsplätzen, Modernisie- 

rung und Rationalisierung der Betriebe 

Zinssatz: 6 v. H.; Laufzeit: bis zu 15 Jahren 

Antragsweg: Landeswirtschaftsministerium — Bundeswirtschafts- 

ministerium (Interministerieller Ausschuß für Not- 
standsgebietsfragen [IMNOS]) 

2. Kredite für das Handwerk in den Zonenrand- und Sanierungsgebieten 
sowie im Saargrenzgürtel 

Zweckbindung: Schaffung von Dauerarbeitsplätzen, Modernisierung 

und Rationalisierung der Betriebe 

Zinssatz: 6 v. H.; Laufzeit: bis zu 15 Jahren 

Antragsweg: Hausbank — Landeswirtschaftsministerium — Bun- 

deswirtschaftsministerium (IMNOS) 

3. Kredite für Industrie und Handwerk bei Betriebsverlegung in die 
Sanierungsgebiete oder Neuerrichtung in den Sanierungsgebieten 

Zweckbindung: Schaffung von Dauerarbeitsplätzen durch Auf- und 

Ausbau des in das Sanierungsgebiet zu verlegen- 
den oder dort zu errichtenden Betriebes (für je höch- 
stens 10 000 DM Darlehensbetrag ist ein neuer Ar- 
beitsplatz zu schaffen) 

Zinssatz: 3 V 2 v. H.; Laufzeit: 15 Jahre 

Antragsweg: Hausbank — Landeswirtschaftsministerium — Bun- 

deswirtschaftsministerium (IMNOS) 

4. Kredite für Vertriebenen- und Flüchtlingsunternehmen in den Zonenrand- 
und Sanierungsgebieten sowie im Saargrenzgürtel 

Zweckbindung: Schaffung von Dauerarbeitsplätzen, Modernisierung 

und Rationalisierung der Betriebe 

Kredithöchstbetrag: 30 000 DM 

Zinssatz: 4 v. H.; Laufzeit: bis zu 15 Jahren 

Antragsweg: Hausbank — Landeswirtschaftsministerium — Bun- 

deswirtschaftsministerium (IMNOS) 

5. Kredite für Fremdenverkehrsbetriebe in den Zonenrand- und 
Sanierungsgebieten sowie im Saargrenzgürtel 

Zweckbindung: Schaffung von Dauerarbeitsplätzen, Rationalisie- 

rung und Modernisierung der Betriebe 

Zinssatz: 4 v. H.; Laufzeit: bis zu 15 Jahren 

Antragsweg: Hausbank — Landeswirtschaftsministerium — Bun- 

deswirtschaftsministerium (IMNOS) 
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6. Zinszuschüsse für Industrie-, Handwerks- und Fremdenverkehrsbetriebe 
in den Zonenrandgebieten und im Saargrenzgürtel 

Zweckbindung: Die Zinszuschüsse werden für Bankkredite gewährt, 

die zur Durchführung von Rationalisierungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen aufgenommen wurden. 
Sie sind für strukturbestimmende Produktions- 
zweige und Betriebe des Fremdenverkehrs be- 
stimmt. Das antragsteilende Unternehmen muß 
durch die Grenzziehung im Jahre 1945 in seiner 
Entwicklung beeinträchtigt worden sein. 

Die Zinszuschüsse betragen 3 v. H. p. a. der Kredit- 
summe; sie werden für 3 Jahre, in ^Vusnahmefällen 
für höchstens 5 Jahre zugesagt. 

Antrags weg: Hausbank — Landes Wirtschaftsministerium — Bun- 

deswirtschaftsministerium (IMNOS) 

7. Wirtschaftsfördernde Maßnahmen nach § 85 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes 

Zweckbindung: Darlehen für Wiederaufbau- oder Ausbauvorhaben 

von Reparations- oder Restitutionsgeschädigten. 
Der Antragsteller muß in seiner wirtschaftlichen 
Entwicklung noch erheblich behindert sein. 

Zinssatz: Inlandsvorhaben 6 v. H. 

Auslandsvorhaben 5 v. H. 

land- und forstwirtschaftliche Vorhaben 4 V 2 v. H. 

Laufzeit: Inlandsvorhaben bis zu 12 Jahren 

Auslandsvorhaben bis zu 15 Jahren 

Antragsweg: Hausbank — Landeswirtschaftsministerium — Bun- 

wirtschaftsministerium 


III. Bürgschaften 

1. Rückbürgschaften des Bundes für Handel, Handwerk und 

Beherbergungsgewerbe 

Zweckbindung: Der Bund sichert die Ausfallbürgschaften der Kre- 

ditgarantiegemeinschaften für mittel- und lang- 
fristige Kredite an Handwerksbetriebe, mittelstän- 
dische Unternehmen des Handels sowie des Beher- 
bergungsgewerbes, denen bankmäßig ausreichende 
Sicherheiten nicht in dem erforderlichen Ausmaß 
zur Verfügung stehen, durch Bundesbürgschaften. 

Antragsweg: Hausbank — Kreditgarantiegemeinschaft des Han- 

dels und Handwerks in dem jeweiligen Land; für 
das Beherbergungsgewerbe zur Zeit nur in Schles- 
wig-Holstein 

2. Bürgschaften des Bundes für das Speditions- und Lagereigewerbe 

Zweckbindung: Der Bund übernimmt Bürgschaften für Darlehen zur 

Wiederherstellung kriegszerstörter oder kriegs- 
beschädigter Anlagen oder zur Modernisierung und 
Rationalisierung (Darlehenshöchstbetrag 300 000 DM, 
Laufzeit: bis zu 16 Jahren). 

Antragsweg: Hausbank — IKB und deren Außenabteilungen 
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3. Bürgschaften für Betriebsmittelkredite an Unternehmen der Vertriebenen, 

Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigten 

Zweckbindung: Die LAB übernimmt für Betriebsmittelkredite, die 

von Kreditinstituten an Vertriebene, Flüchtlinge 
und Sachgeschädigte gewährt werden, 45-v. H. -Aus- 
fallbürgschaften (Höchstbetrag des zu verbürgenden 
Kredites grundsätzlich 50 000 DM, in Ausnahme- 
fällen jedoch bis zu 200 000 DM — in jedem Falle 
ist erforderlich, daß sich das Land mit 45 v. H. und 
die Hausbank mit mindestens 10 v. H. am Gesamt- 
bürgschaftsrisiko beteiligen). Die Bürgschaftsüber- 
* nähme soll entwicklungsfähigen Betrieben zugute 

kommen, deren Kapitalausstattung unzureichend ist. 

Antragsweg: Hausbank — Landeskreditausschuß — LAB 

4. Umschuldung kurzfristiger Bankkredite von Vertriebenen, Flüchtlingen 

(= 100 Millionen DM) und Kriegssachgeschädigten (= 30 Millionen DM) 

Zweckbindung: Konsolidierung von Vertriebenen-, Flüchtlings- und 

Kriegssachgeschädigten-Unternehmen durch die 
Umwandlung kurzfristiger Bankkredite in lang- 
fristige Darlehen zu günstigeren Zins- und Til- 
gungsbedingungen. Die Umschuldungsaktion wird 
ermöglicht durch die Übernahme von Bürgschaften 
des Bundes und der Länder. 

Kredithöchstbetrag: 300 000 DM 

Zinssatz: 8 v. H. r Verbilligung durch Zinszuschüsse des Bun- 

des und der Länder auf 4 v. H. möglich in den 
ersten 5 Jahren; 

Laufzeit: in der Regel 15 Jahre 

Antragsweg: Hausbank — Landeskreditausschuß — LAB 

5. Bürgschaften des ERP-Sondervermögens für Umschuldungsdarlehen von 

Kreditinstituten an Handwerks- und Handelsbetriebe (Umschuldungsaktion) 

Zweckbindung: Die Bürgschaftsaktion soll Handwerks- und Han- 

delsbetrieben die Aufnahme langfristiger Darlehen, 
die der Umschuldung in Anspruch genommener 
kurzfristiger Kredite dienen, auch in den Fällen er- 
möglichen, in denen die erforderlichen bankmäßi- 
gen Sicherheiten nicht in genügendem Umfange zur 
Verfügung stehen. Das ERP-Sondervermögen über- 
nimmt zu diesem Zweck globale Rückbürgschaften 
gegenüber den Kreditgarantiegemeinschaften des 
Handwerks und Handels. Auf Grund dieser Rück- 
bürgschaften können die Kreditgarantiegemein- 
schaften Bürgschaften übernehmen (Kredithöchst- 
betrag des zu verbürgenden Darlehens im Einzel- 
fall für Handwerksbetriebe 60 000 DM, für Handels- 
betriebe 100 000 DM — in Ausnahmefällen 
150 000 DM). 

Antragsweg: Hausbank, die zur Umschuldung bereit ist — 

Kreditgarantiegemeinschaft des Handwerks bzw. 
des Handels 


18 



